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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz über die Feststellung eines zweiten Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes

Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2016 (Zweites Nachtragshaushaltsgesetz

2016)

A Problem

Die Landesregierung hat beschlossen, dass zusätzliche Personalstellen und Mittel für die Be-
reiche Bildung, Inklusion, Innere Sicherheit, Prävention, Integration und Verbesserung der Inf-
rastruktur bereitgestellt werden sollen. Dabei handelt es sich insbesondere um:

• 529 zusätzliche Stellen im Bereich der Schule, davon 300 Stellen für Sonderpädagogen
für Inklusion;

• die Erhöhung der Ausgabenansätze im Bereich der Weiterbildung und Familienbildung in
Höhe von rd. 6,2 Mio. Euro;

• zusätzliche Ausgaben in Höhe von rd. 7 Mio. Euro für eine verbesserte Ausstattung der
Polizei;

• 45 zusätzliche Stellen im Bereich des Justizvollzuges für Integrationsbeauftragte, 26 zu-
sätzliche Stellen zur Verbesserung der Sprachförderung von Inhaftierten sowie 8 zusätz-
liche Stellen für den Ausbau des Kompetenzzentrums „Justiz und Islam“;

• zusätzliche 2,6 Mio. Euro für die Familienberatung im Einzelplan des MFKJKS;
• zusätzliche 1,5 Mio. Euro für Integrationsprojekte zugunsten junger Flüchtlinge im Einzel-

plan des MFKJKS sowie zusätzliche 5,0 Mio. Euro für sogenannte „Brückenprojekte“;
• zusätzliche rd. 1,0 Mio. Euro für Projekte zur Gewaltprävention im Einzelplan des MGEPA;
• weitere Ausgaben in Höhe von 17,2 Mio. Euro für die Kofinanzierung von EU- und Bun-

desmitteln;
• zusätzliche Ausgaben in Höhe von 3,2 Mio. Euro im Rahmen des Projekts „Finanzverwal-

tung der Zukunft“ zur Ausstattung aller Anwärterinnen und Anwärter mit speziellen Lap-
tops für die Ausbildung sowie 14 zusätzliche Planstellen für dieses Projekt;
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• zusätzliche Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 80 Mio. Euro für die Landeskofinan-
zierung zur Förderung des Breitbandausbaus;

• Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von rd. 242 Mio. Euro für zusätzliche Mieten für
die Grundsanierung der Justizvollzugsanstalt in Wuppertal-Vohwinkel und für ein neues
Rechenzentrum der Finanzverwaltung;

• Verpflichtungsermächtigung in Höhe von rd. 191 Mio. Euro für Modernisierungen im Zu-
sammenhang mit der Hochschulmodernisierungsvereinbarung.

Des Weiteren erfolgen notwendige Ansatzanpassungen bei den sogenannten flüchtlingsbe-
dingten Ausgaben:

Zusätzliche Ausgaben werden für die Landeszuweisungen nach dem Flüchtlingsaufnahmege-
setz (FlüAG) bereitgestellt, die sich aus der Anpassung an die geänderte Bestandszahl zum
1. Januar 2016 nach Maßgabe der Regelungen des Flüchtlingsaufnahmegesetzes ergeben.
Die Anpassung kann nunmehr erfolgen, da die maßgebliche Personenzahl entsprechend den
Meldungen der Kommunen abschließend festgestellt wurde. Die Mehrausgaben betragen rd.
172 Mio. Euro.

Weitere Mehrausgaben in Höhe von 213 Mio. Euro ergeben sich bei der Kostenerstattung für
minderjährige unbegleitete Flüchtlinge, da die Zahl der minderjährigen unbegleiteten Flücht-
linge deutlich über den bisherigen Prognosen liegt.

Ebenso werden die Ausgaben im Asylkapitel (Einzelplan 03 Kapitel 030) im Zusammenhang
mit der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern angepasst. Die Mehrausgaben be-
tragen rd. 120 Mio. Euro.

B Lösung

Verabschiedung des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2016.

C Alternativen

Keine.

D Kosten

Die Mehrausgaben werden durch Einstellung von zusätzlichen Einnahmen gedeckt. Hierzu
gehören im Wesentlichen:

150 Mio. Euro zusätzliche Einnahmen ergeben sich aus dem Festbetrag an der Umsatzsteuer
gemäß der Verständigung zwischen Bund und Ländern über ein Gesamtkonzept zur Entlas-
tung von Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern.

Gemäß der Verständigung zwischen Bund und Ländern vom 24. September 2015 trägt der
Bund seit dem 1. Januar 2016 einen Teil der Kosten für die Aufnahme, Unterbringung und
Versorgung der Asylbewerber und Flüchtlinge dergestalt, dass der ermittelte durchschnittliche
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Aufwand pro Asylbewerber nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in Höhe von 670 Euro mo-
natlich für den Zeitraum von der Registrierung bis zur Erteilung eines Bescheides durch das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge an die Länder erstattet wird. Für das Jahr 2016 er-
halten die Länder eine Abschlagszahlung. Bei dem bisherigen Ansatz i.H.v. 626 Mio. Euro
handelt es sich um den auf das Land Nordrhein-Westfalen entfallenden Anteil an dieser Ab-
schlagszahlung. Die Verständigung vom 24. September 2015 sah für Ende 2016 eine perso-
nenscharfe Spitzabrechnung für 2016 vor, die bei der für 2017 festzulegenden Abschlagszah-
lung berücksichtigt wird.

Nunmehr stellt sich die Situation dahingehend dar, dass der Bund in 2016 eine Spitzabrech-
nung für den Abrechnungszeitraum 1. Januar - 30. September 2016 vornehmen und den Ab-
rechnungsbetrag noch in 2016 an die Länder auszahlen wird. Des Weiteren wird der Bund den
Ländern ebenfalls noch in 2016 eine Abschlagszahlung für das 4. Quartal 2016 zukommen
lassen. Auf Basis einer vom Bund erstellten Modellrechnung beläuft sich der Gesamteffekt aus
diesen beiden Komponenten zugunsten der Ländergesamtheit auf einen Betrag von rd. 700
Mio. Euro. Hiervon entfällt auf das Land Nordrhein-Westfalen ein Betrag i.H.v. rd. 150 Mio.
Euro.

185 Mio. Euro Darlehensrückflüsse vom Sondervermögen Bau- und Liegenschaftsbetrieb
NRW werden im Haushalt vereinnahmt. Ursächlich für die zusätzlichen Einnahmen ist eine
erhöhte Tilgungsleistung des BLB NRW infolge eines geänderten Tilgungsplans.

Die im Entwurf des Zweiten Nachtragshaushalts 2016 vorgesehenen Änderungen führen zu
einer Erhöhung des Haushaltsvolumens in Höhe von rd. 378,6 Mio. Euro.

Haushaltsvolumen alt: 69.564.601.100 Euro
Haushaltsvolumen neu: 69.943.245.000 Euro

In den Mehrausgaben sind auch erhöhte Tilgungsleistungen an den Bund für Darlehen im
Bereich der Wohnungsbauförderung in Höhe von 5,1 Mio. Euro enthalten, was zu einer Redu-
zierung der bislang für 2016 vorgesehenen Nettoneuverschuldung in gleicher Höhe führt. Die
neue Nettoneuverschuldung beträgt damit 1.824,5 Mio. Euro (bisher 1.829,6 Mio. Euro).

Die Nettokreditermächtigung bleibt hingegen unverändert und beträgt weiterhin 1.986,0 Mio.
Euro.

E Zuständigkeit

Zuständig ist das Finanzministerium

F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und
Gemeindeverbände

Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind in unterschiedlicher Weise betroffen.

G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte

Die Unternehmen und die privaten Haushalte sind in unterschiedlicher Weise betroffen.
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H Befristung

Das Haushaltsgesetz bezieht sich gemäß Art. 81 Abs. 3 LV i. V. m. § 11 LHO insgesamt auf
das Haushaltsjahr 2016.
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Gesetzentwurf der Landesregierung Auszug aus dem geltenden Haushaltsge-
setz 2016

Entwurf eines Gesetzes über die Feststel-
lung eines Zweiten Nachtrags zum Haus-
haltsplan des Landes Nordrhein-Westfa-
len für das Haushaltsjahr 2016 (Zweites
Nachtragshaushaltsgesetz 2016)

Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Landes Nordrhein-Westfa-
len für das Haushaltsjahr 2016
(Haushaltsgesetz 2016 – HHG 2016)

Artikel 1

Das Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen
für das Haushaltsjahr 2016 (Haushaltsge-
setz 2016) vom 17. Dezember 2015 (GV.
NRW. S. 920), in der Fassung des Nach-
tragshaushaltsgesetzes 2016 vom 26. April
2016 (GV. NRW. S. 201) wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 1 wird die Zahl „69 564 601 100“
durch die Zahl „69 943 245 000“ ersetzt.

§ 1
Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte
Haushaltsplan des Landes Nordrhein-West-
falen für das Haushaltsjahr 2016 wird in Ein-
nahmen und Ausgaben auf 69 564 601 100
Euro festgestellt.

2. § 15 wird wie folgt geändert: § 15
Veräußerung und Überlassung der Nut-
zung von Vermögensgegenständen

(1) Wasserstraßen
Die für den Ausbau von Wasserstraßen des
westdeutschen Kanalnetzes des Bundes
und der Weststrecke des Mittellandkanals
benötigten Grundstücke sind auf Grund der
zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und dem Land Nordrhein-Westfalen getroffe-
nen Regierungsabkommen dem Bund un-
entgeltlich zur Verfügung zu stellen.

(2) Software
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 der Landes-
haushaltsordnung wird zugelassen, dass
vom Land entwickelte oder in dessen Auftrag
erstellte ADV-Betriebs- und Anwenderpro-
gramme (Software) unentgeltlich an juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts ab-



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/12117

6

gegeben werden, soweit Gegenseitigkeit be-
steht, oder unter der GNU General Public Li-
cense (GNU GPL) veröffentlicht wird. Ver-
tragliche Sondervereinbarungen im Rahmen
einer Verbundentwicklung bleiben hiervon
unberührt.

(3) Grundstücke
Mit Zustimmung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses des Landtags dürfen Grundstü-
cke

1. direkt und ohne öffentliches Ausschrei-
bungsverfahren auf der Grundlage einer
gutachterlichen Wertermittlung

a) an Gemeinden und Gemeindever-
bände oder mehrheitlich kommunale
Gesellschaften für die Erfüllung kom-
munaler Zwecke oder für die Errich-
tung von öffentlich gefördertem
Wohnraum im Sinne des Wohnraum-
förderungsgesetzes vom 13. Sep-
tember 2001 (BGBl. I S. 2376), das
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I S.
1885) geändert worden ist, oder

b) an Studentenwerke (Anstalten öf-
fentlichen Rechts) für deren gesetz-
lich festgelegte Zwecke, insbeson-
dere für die Errichtung von studenti-
schem Wohnraum, oder

2. im öffentlichen Ausschreibungsverfahren

a) unter Beschränkung auf Bieter, die
sich vertraglich zur Realisierung
städteb aulich oder wohnungs-
politisch förderungswürdiger Vorha-
ben verpflichten, oder

b) mit der Auflage, dass in angemesse-
nem Umfang öffentlich geförderter
Wohnraum errichtet wird,

veräußert werden.
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(3a) Grundstücke für die Aufnahme und
Unterbringung von Flüchtlingen und
Asylbewerbern
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung
mit § 64 Absatz 4 der Landeshaushaltsord-
nung wird zugelassen, dass Grundstücke
des Landes direkt und ohne öffentliches Aus-
schreibungsverfahren auf der Grundlage ei-
ner gutachterlichen Wertermittlung an Ge-
meinden und Gemeindeverbände oder
mehrheitlich kommunale Gesellschaften für
die Aufnahme und Unterbringung von Flücht-
lingen und Asylbewerbern veräußert werden
dürfen oder ein Erbbaurecht bestellt werden
darf. Dies gilt abweichend von § 63 Absatz 2
Landeshaushaltsordnung auch dann, wenn
die Veräußerung Bestandteil einer Partner-
schaft von Land und Erwerber zur Erfüllung
ihrer jeweiligen Aufgaben ist. An dem Veräu-
ßerungs- und Realisierungsprozess können
auch Dritte beteiligt werden. Der Haushalts-
und Finanzausschuss des Landtags ist un-
verzüglich von der Veräußerung oder Erb-
baurechtsbestellung zu unterrichten.

(4) Kantinen bei Behörden, Einrichtungen
und Betrieben des Landes
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4
der Landeshaushaltsordnung wird zugelas-
sen, dass Vermögensgegenstände des Lan-
des, insbesondere Räume, Energie und Ein-
richtungsgegenstände, zum Betrieb einer
Kantine bei Behörden, Einrichtungen und
Landesbetrieben durch eine Pächterin oder
einen Pächter unentgeltlich oder verbilligt
überlassen werden können, soweit dies im
Interesse einer kostengünstigen Mitarbeiter-
verpflegung unter Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit der Pächterin
oder des Pächters geboten ist.

(5) Verwaltungsdaten
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4
der Landeshaushaltsordnung wird zugelas-
sen, dass Daten des Landes unentgeltlich
bereitgestellt und überlassen werden kön-
nen, soweit dem nicht andere gesetzliche
Regelungen entgegenstehen.
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a) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 Buchstabe c) wird
wie folgt gefasst:

„Grundstücke in Siegen, Ge-
markung Geisweid, Flur 14,
Flurstück 80 mit einer Größe
von 8.598 m2, Gemarkung
Weidenau, Flur 22, Flurstück
360 mit einer Größe von
590 m2, sowie eine aus den
Grundstücken Gemarkung
Weidenau, Flur 22, Flurstücke
359 und 464 noch zu vermes-
sende Teilfläche mit einer
Größe von ca. 5.500 m2.“

(6) Einzelfälle
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung
mit § 64 der Landeshaushaltsordnung wird
zugelassen, dass

1. die nachfolgend aufgeführten Grundstü-
cke direkt und ohne öffentliches Aus-
schreibungsverfahren auf der Grund-
lage einer gutachterlichen Wertermitt-
lung veräußert werden dürfen:
a) Grundstücke in Dormagen, Grund-

buch von Zons, Gemarkung Zons,
Flur 12, Flurstücke
109,212,214,229 und 231 mit einer
Gesamtgröße von 36.613 m²,

b) Grundstück in der Stadt Bonn, Ge-
markung Bonn, Flur 26, Flurstücke
899-901, mit insgesamt 16.052 m²
an die Bundesrepublik Deutschland
oder eine bundesunmittelbare juris-
tische Person des öffentlichen
Rechts zur Nutzung durch internati-
onale Organisationen einschließ-
lich internationaler Nichtregierungs-
organisationen,

c) Grundstücke in Siegen, Gemar-
kung Geisweid, Flur 14, Flurstück
80 mit einer Größe von 8.598 m²
und Gemarkung Weidenau, Flur
22, Flurstück 360 mit einer Größe
von 590 m²,

d) Grundstücke in Gelsenkirchen, Ge-
markung Ückendorf, Flur 13, Flur-
stücke 388 und 419 mit einer Ge-
samtgröße von 2.623 m²,

2. an den nachfolgend aufgeführten
Grundstücken direkt und ohne öffentli-
ches Ausschreibungsverfahren auf der
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bb) In Nummer 3 Buchstabe b)
wird die Zahl „1.600“ durch die
Zahl „2.400“ ersetzt.

Grundlage einer gutachterlichen Wer-
termittlung ein Erbbaurecht bestellt wer-
den darf:

a) Grundstück in der Gemeinde Bonn,
Gemarkung Endenich, Flur 2, Flur-
stück 2748 mit einer Größe von ca.
2.000 m²,

b) Teilfläche des Grundstücks in der
Gemeinde Bonn, Gemarkung Kes-
senich, Flur 13, Flurstück 1124 mit
einer Größe von ca. 1.600 m²,

3. die nachfolgend aufgeführten Grundstü-
cke direkt und ohne öffentliches Aus-
schreibungsverfahren auf der Grund-
lage einer gutachterlichen Wertermitt-
lung wahlweise veräußert oder Erbbau-
rechte daran bestellt werden dürfen:

a) Teilfläche des Grundstücks Gemar-
kung Mönchengladbach, Flur 67,
Flurstück 196 mit einer Größe von
ca. 4.300 m²,

b) Teilfläche des Grundstücks in der
Gemeinde Bonn, Gemarkung En-
denich, Flur 2, Flurstück 2748 mit
einer Größe von ca. 1.600 m².

(7) Grundstücke und Gebäude
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4
der Landeshaushaltsordnung wird zugelas-
sen, dass Grundstücke und Gebäude des
Landes mietzinsfrei an Kommunen für die
Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern überlassen werden
können. Der Zeitraum der Überlassung en-
det, wenn die Überlassung von Grundstück
und Gebäude für die Zwecke nach Satz 1
nicht mehr erforderlich ist. Die Kommunen
haben bei der Beendigung von entsprechen-
den Nutzungen aufgrund eines geringeren
Bedarfs prioritär die Nutzungen bei Liegen-
schaften des Landes (BLB NRW) zu been-
den.
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b) Folgender Absatz 8 wird angefügt:

„(8) Abgabe von Landeslizenzen
im Rahmen des Klimaschutzes
„Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 der
Landeshaushaltsordnung wird zu-
gelassen, dass an Gemeinden und
Gemeindeverbände die vom Land
beschafften „Landeslizenzen im
Rahmen des Klimaschutzes für
Software zur Ermittlung von CO2-
Bilanzen und der sich daraus erge-
benden Szenarien zur Ableitung kli-
maschonender Maßnahmen“ un-
entgeltlich abgegeben werden kön-
nen.“

3. § 16 Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt:

§ 16
Weiterbildungsgesetz

(1) Durchschnittsbeträge für Unterrichts-
stunden
Gemäß § 13 Absatz 3 des Weiterbildungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. April 2000 (GV. NRW. S. 390), das
zuletzt durch § 129 Nummer 4 des Schulge-
setzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV.
NRW. S. 102) geändert worden ist, werden
folgende Durchschnittsbeträge festgesetzt:

1. für eine pädagogisch hauptamtlich oder
hauptberuflich besetzte Stelle 51 130
Euro,

2. für eine gemäß der Verordnung über die
Prüfungen zum nachträglichen Erwerb
schulischer Abschlüsse der Sekundar-
stufe I an Einrichtungen der Weiterbil-
dung vom 13. September 1984 (GV.
NRW. S. 575), die zuletzt durch Artikel
1 der Verordnung vom 15. Oktober 2014
(GV. NRW. S. 674) geändert worden ist,
hauptamtlich oder hauptberuflich durch-
geführte Unterrichtsstunde 66,50 Euro
und nebenamtlich beziehungsweise ne-
benberuflich durchgeführte Unterrichts-
stunde 23 Euro und

3. für eine sonstige im Pflichtangebot
durchgeführte Unterrichtsstunde 19,20
Euro.
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„Abweichend hiervon beträgt der Konsolidie-
rungsbeitrag bis zum Jahr 2019 einschließ-
lich 10 Prozent.“

(2) Durchschnittsbetrag für den Teilneh-
mertag
Gemäß § 16 Absatz 4 Satz 2 des Weiterbil-
dungsgesetzes wird der Durchschnittsbetrag
für den Teilnehmertag auf 25 Euro festge-
setzt.

(3) Zusammenfassung von Höchstförder-
beträgen
Bei Zusammenschlüssen und vergleichba-
ren Kooperationen von Einrichtungen wer-
den die jeweiligen Höchstförderbeträge zu-
sammengefasst.

(4) Konsolidierungsbeitrag
Der Gesamtbetrag der gemäß § 13 Absatz 4
des Weiterbildungsgesetzes im Jahr 1999
der Volkshochschule gezahlten Landesmittel
beziehungsweise des gemäß § 16 Absatz 5
des Weiterbildungsgesetzes für die Einrich-
tung möglichen Höchstförderbetrags um-
fasst den gemäß § 12 Absatz 3 des Haus-
haltsgesetzes 2002 vom 19. Dezember 2001
(GV. NRW. S. 876) möglichen Höchstförder-
betrag. Die gemäß § 13 des Weiterbildungs-
gesetzes zu zahlende Zuweisung und der
gemäß § 16 Absatz 5 des Weiterbildungsge-
setzes maßgebliche Höchstförderbetrag
werden um einen Konsolidierungsbeitrag
von 15 Prozent reduziert.

4. § 20 wird wie folgt geändert: § 20
Besondere Bürgschaften, Garantien und
sonstige Gewährleistungen

(1) Förderung des Sportstättenbaus
Das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend,
Kultur und Sport wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium zur För-
derung des Sportstättenbaus in Nordrhein-
Westfalen Bürgschaften und Gewährleistun-
gen zugunsten der NRW.BANK für Darlehen
an gemeinnützige Sportvereine und -ver-
bände bis zu einer Gesamthöhe von 45 000
000 Euro je Haushaltsjahr zu übernehmen.
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1. In Absatz 4 wird die Zahl
„230 000 000“ durch die Zahl
„210 000 000“ ersetzt.

(2) Unterstützung und Begleitung der
Energiewende durch die NRW.BANK
Das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium und dem Ministerium
für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand
und Handwerk zur Unterstützung und Beglei-
tung der Energiewende Gewährleistungen
zugunsten der NRW.BANK für Kredite, die
diese in Verbindung mit der Finanzierung der
Erkundung und Planungsvorbereitung von
Pumpspeicherkraftwerken ausgereicht hat,
bis zu einer Höhe von insgesamt 50 000 000
Euro zu übernehmen.

(3) Bürgschaftsbank Nordrhein-Westfa-
len
Das Finanzministerium wird ermächtigt, Ge-
währleistungen und Rückbürgschaften zu-
gunsten der Bürgschaftsbank Nordrhein-
Westfalen GmbH - Kreditgarantiegemein-
schaft -, Neuss, bis zu 100 000 000 Euro zu
übernehmen.

(4) Wohnungsbauförderung durch die
NRW.BANK
Das Finanzministerium wird ermächtigt,
Bürgschaften zugunsten der NRW.BANK für
Darlehen zur Wohnungsbauförderung bis
zur Höhe von 5 000 000 Euro, zur Förderung
von Eigentumsmaßnahmen im Wohnungs-
bau und zur Gründung von Wohnungsbau-
genossenschaften Bürgschaften bis zur
Höhe von 230 000 000 Euro zu übernehmen.

(5) Bürgschaft zur Absicherung eines
Darlehens an die Stiftung „Kunstsamm-
lung Nordrhein-Westfalen“ , Düsseldorf
Das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend,
Kultur und Sport wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium eine
Bürgschaft zugunsten der NRW.BANK, Düs-
seldorf, zur Absicherung eines Darlehens an
die Stiftung „Kunstsammlung Nordrhein-
Westfalen“, Düsseldorf, für deren unselb-
ständige Stiftung „Kunst im Landesbesitz“,
Düsseldorf, zum Erwerb von Kunstwerken



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/12117

13

2. Folgender Absatz 6 wird angefügt:

„(6) Soziale Baulandentwicklung
Das Ministerium für Bauen, Woh-
nen, Stadtentwicklung und Verkehr
wird ermächtigt, im Einvernehmen
mit dem Finanzministerium Bürg-
schaften zu Gunsten der
NRW.BANK für Darlehen an die
NRW.URBAN Kommunale Ent-
wicklung GmbH, Düsseldorf, zur
Vorfinanzierung von Grunderwerb
und Grundstücksentwicklungsmaß-
nahmen im Treuhandauftrag von
Kommunen zur Gewinnung von
Grundstücken mit dem Ziel der Ver-
stärkung des geförderten Woh-
nungsbaus bis zur Höhe von
20 000 000 Euro zu übernehmen.“

aus dem Eigentum der Portigon AG, Düssel-
dorf, bis zu einer Höhe von 30 000 000 Euro
zu übernehmen.

§ 28
Zuwendungen

(1) Sperrung von Zuwendungen
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigun-
gen für Zuwendungen im Sinne von § 23 der
Landeshaushaltsordnung zur Deckung der
gesamten Ausgaben oder eines nicht abge-
grenzten Teils der Ausgaben einer Stelle au-
ßerhalb der Landesverwaltung (institutio-
nelle Förderung) sind gesperrt, bis der Haus-
halts- oder Wirtschaftsplan der Zuwendungs-
empfängerin/des Zuwendungsempfängers
von der Bewilligungsbehörde gebilligt wor-
den ist. Abweichungen von Haushalts- und
Wirtschaftsplänen, die vom Finanzministe-
rium der Veranschlagung der Ausgabe für
die Zuwendung zugrunde gelegt worden
sind, bedürfen vor Aufhebung der Sperre
dessen Einwilligung.

(2) Besserstellungsverbot
Die in Absatz 1 genannten Zuwendungen zur
institutionellen Förderung dürfen nur mit der
Auflage bewilligt werden, dass die Zuwen-
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5. § 28 Absatz 3 Satz 3 wird folgende
Nummer 11 angefügt:

dungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger ihre beziehungsweise seine Be-
schäftigten nicht besser stellt als vergleich-
bare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
des Landes; vorbehaltlich einer abweichen-
den tarifvertraglichen Regelung dürfen keine
günstigeren Arbeitsbedingungen vereinbart
werden als sie für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer des Landes jeweils vorgese-
hen sind. Entsprechendes gilt bei Zuwen-
dungen zur Projektförderung an Zuwen-
dungsempfängerinnen oder Zuwendungs-
empfänger, deren Gesamtausgaben über-
wiegend aus Zuwendungen der öffentlichen
Hand bestritten werden, mit der Maßgabe,
dass die auf die Besserstellung entfallenden
Ausgaben nicht zuwendungsfähig sind. Das
Finanzministerium kann bei Vorliegen zwin-
gender Gründe Ausnahmen zulassen. Sind
vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer des Landes nicht vorhanden, ist
die Zustimmung des Finanzministeriums
zum Abschluss des Anstellungs- oder Ar-
beitsvertrages erforderlich. Dieser Absatz gilt
nicht für die Universitätskliniken im Sinne
des § 31a des Hochschulgesetzes.

(3) Ausnahmen von der Erbringung des
kommunalen Eigenanteils
Abweichend von Nummer 2.3.3 und Num-
mer 2.4 VVG zu § 44 LHO (Verwaltungsvor-
schriften zur Landeshaushaltsordnung –
RdErl. d. Finanzministeriums v. 30.9.2003,
MBl. NRW. S. 1254, zuletzt geändert durch
RdErl. d. Finanzministeriums vom
24.9.2007, MBl. NRW. S. 688) kann der För-
derrahmen bis zu 90 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben betragen. Zweck-
gebundene Spenden und eingeworbene
Sponsorenmittel können für die Bemessung
der Zuwendung außer Betracht bleiben und
insoweit den verbleibenden Eigenanteil des
Zuwendungsempfängers ersetzen. Die Re-
gelungen nach den Sätzen 1 und 2 gelten
ausschließlich für Kommunen ohne ausge-
glichenen Haushalt und ohne genehmigtes
Haushaltssicherungskonzept (Nothaushalts-
kommunen einschließlich überschuldeter
Kommunen), für Kommunen ohne ausgegli-
chenen Haushalt mit genehmigtem Haus-
haltssicherungskonzept und für Kommunen,
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„11. Fördergegenstände des Projek-
taufrufs KommunalerKlima-
schutz.NRW“

die Konsolidierungshilfen nach dem Stär-
kungspaktgesetz erhalten, in den folgenden
Förderbereichen:

1. Städtebauförderung – Unterpunkt Sozi-
ale Stadt,

2. Ökologie-Programm Emscher Lippe (Ö-
PEL),

3. REGIONALEN,
4. Wasserrahmenrichtlinie,
5. Luftqualität
6. Förderung von Kulturbauten,
7. Progres.nrw - European Energy Award,
8. Breitbandversorgung,
9. Kulturförderung - Unterpunkte „Kultur

und Schule" und „Jedem Kind Instru-
mentalspiel, Tanzen, Singen“ (Kapitel
07 050 Titelgruppe 63) und

10. Regionale Wirtschaftsförderung.

Im Rahmen von Bundes- und/oder Landes-
förderungen im Bereich der Nr. 8 kann ab-
weichend von den Sätzen 1 und 2 der kom-
munale Eigenanteil vollständig aus Landes-
mitteln übernommen werden, soweit ent-
sprechende Förderrichtlinien des Bundes o-
der des Landes dies zulassen. Diese Rege-
lungen gehen abweichenden Bestimmungen
bezüglich der Erbringung des kommunalen
Eigenanteils in den Förderrichtlinien zu den
vorstehenden Förderbereichen vor.

6. Der dem Haushaltsgesetz 2016 beige-
fügte Gesamtplan (Haushaltsübersicht,
Finanzierungsübersicht und Kreditfinan-
zierungsplan) wird durch den diesem
Nachtrag beigefügten Gesamtplan er-
setzt.

7. Der dem Haushaltsgesetz 2016 beige-
fügte Haushaltsplan wird nach Maß-
gabe des diesem Gesetz beigefügten
Nachtrags geändert.

Artikel 2
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2016 in Kraft.
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Begründung

I. Allgemeiner Teil

Mit dem Zweiten Nachtrag sollen u.a. zusätzliche Stellen und Mittel für die Bereiche Bildung,
Inklusion, Innere Sicherheit, Prävention, Integration und Verbesserung der Infrastruktur bereit-
gestellt werden. Dabei handelt es sich insbesondere um:

• 529 zusätzliche Stellen im Bereich der Schule, davon 300 Stellen für Sonderpädago-
gen für Inklusion;

• die Erhöhung der Ausgabenansätze im Bereich der Weiterbildung und Familienbildung
in Höhe von rd. 6,2 Mio. Euro;

• zusätzliche Ausgaben in Höhe von rd. 7 Mio. Euro für eine verbesserte Ausstattung der
Polizei;

• 45 zusätzliche Stellen im Bereich des Justizvollzuges für Integrationsbeauftragte, 26
zusätzliche Stellen zur Verbesserung der Sprachförderung von Inhaftierten sowie 8
zusätzliche Stellen für den Ausbau des Kompetenzzentrums „Justiz und Islam“;

• zusätzliche 2,6 Mio. Euro für die Familienberatung im Einzelplan des MFKJKS;
• zusätzliche 1,5 Mio. Euro für Integrationsprojekte zugunsten junger Flüchtlinge im Ein-

zelplan des MFKJKS sowie zusätzliche 5,0 Mio. Euro für sogenannte „Brückenpro-
jekte“;

• zusätzliche rd. 1,0 Mio. Euro für Projekte zur Gewaltprävention im Einzelplan des
MGEPA;

• weitere Ausgaben in Höhe von 17,2 Mio. Euro für die Kofinanzierung von EU- und
Bundesmitteln;

• zusätzliche Ausgaben in Höhe von 3,2 Mio. Euro im Rahmen des Projekts „Finanzver-
waltung der Zukunft“ zur Ausstattung aller Anwärterinnen und Anwärter mit speziellen
Laptops für die Ausbildung sowie 14 zusätzliche Planstellen für dieses Projekt;

• zusätzliche Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 80 Mio. Euro für die Landeskofi-
nanzierung zur Förderung des Breitbandausbaus;

• Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von rd. 242 Mio. Euro für zusätzliche Mieten für
die Grundsanierung der Justizvollzugsanstalt in Wuppertal-Vohwinkel und für ein
neues Rechenzentrum der Finanzverwaltung;

• Verpflichtungsermächtigung in Höhe von rd. 191 Mio. Euro für Modernisierungen im
Zusammenhang mit der Hochschulmodernisierungsvereinbarung.

Des Weiteren erfolgen notwendige Ansatzanpassungen bei den sogenannten flüchtlingsbe-
dingten Ausgaben.

Zusätzliche Ausgaben werden für die Landeszuweisungen nach dem Flüchtlingsaufnahmege-
setz (FlüAG) bereitgestellt, die sich aus der Anpassung an die geänderte Bestandszahl zum
1. Januar 2016 nach Maßgabe der Regelungen des Flüchtlingsaufnahmegesetzes ergeben.
Die Anpassung kann nunmehr erfolgen, da die maßgebliche Personenzahl entsprechend den
Meldungen der Kommunen abschließend festgestellt wurde. Die Mehrausgaben betragen rd.
172 Mio. Euro.
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Weitere Mehrausgaben in Höhe von 213 Mio. Euro ergeben sich bei der Kostenerstattung für
minderjährige unbegleitete Flüchtlinge, da die Zahl der minderjährigen unbegleiteten Flücht-
linge deutlich über den bisherigen Prognosen liegt.

Ebenso angepasst werden die Ausgaben im Asylkapitel (Einzelplan 03 Kapitel 030) im Zusam-
menhang mit der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern. Die Mehrausgaben betra-
gen rd. 120 Mio. Euro.
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II. Besonderer Teil

Zu Artikel 1:

Zu Nummer 1:
Die Änderung im Haushaltsvolumen ist Folge der Änderungen in den Einzelplänen.

Zu Nummer 2:

a) In § 15 Absatz 6 werden bei zwei bestehenden Einzelfallregelungen zur direkten Veräuße-
rung von Grundstücken bzw. Erbbaurechtsbestellung auf Basis einer gutachterlichen Werter-
mittlung Ergänzungen vorgenommen:

aa) Die Universität Siegen möchte Grundstücksflächen, die an den Campus Adolf-Reich-
wein-Str. grenzen, erwerben, um mit eigenen Mitteln in Verbindung mit Fördermitteln
einen Science-Campus – Center for Cyber-Physical Interfaces – zu entwickeln. Im Haus-
haltsgesetz 2016 war deshalb bereits eine entsprechende Ermächtigung aufgenommen
worden, die hinsichtlich der Fläche nunmehr jedoch präzisiert werden muss, weil die
Baufelder im Zuge der Durchführung des Bebauungsplanverfahrens unter anderem aus
bautechnischen wie verkehrstechnischen Gründen vergrößert worden sind.

bb) Geplant ist die Veräußerung eines Grundstücks oder Bestellung eines Erbbaurechts auf
dem „Campus Poppelsdorf“ in Bonn zu Gunsten des Zoologischen Forschungsmuseums
Alexander Koenig – Leibnitz-Institut für Biodiversität der Tiere (ZFMK), wobei die exakte
Parzellierung noch vorzunehmen ist. Der bisher im Haushaltsgesetz 2016 verankerte
Wert von 1.600 m² beruhte auf Schätzungen seitens der Universität Bonn. Im Rahmen
weiterer Erörterungen der Universität Bonn und des BLB.NRW stellte sich heraus, dass
dieser Wert unter Berücksichtigung der erforderlichen Abstandsflächen zu knapp be-
messen war. Die jetzt beantragte Änderung auf 2.400 m² stellt daher die notwendige
Anpassung der benötigten Grundstücksfläche für das geplante Gebäude dar.

b) Die neue Regelung in § 15 Absatz 8 zur unentgeltlichen Überlassung der Spezialsoftware
fördert die Umsetzung der Klimaschutzziele der Landesregierung, da die Umsetzung der Maß-
nahmen für effektiven Klimaschutz insbesondere auch vor Ort in den nordrhein-westfälischen
Städten und Gemeinden geschieht. Es besteht somit ein besonderes Landesinteresse daran,
die Kommunen im Bereich des Klimaschutzes zu unterstützen.
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Zu Nummer 3:
Die vorübergehende Absenkung des Konsolidierungsbeitrages von 15 Prozent auf 10 Prozent
stellt einen weiteren Baustein im Umgang mit den gestiegenen Herausforderungen aufgrund
der erhöhten Zuwanderung von Flüchtlingen dar.

Zu Nummer 4:
Ein wachsendes Hindernis zur Realisierung der Ziele in der sozialen Wohnraumförderung stellt
insbesondere in den wachsenden Städten und Gemeinden Nordrhein-Westfalens die man-
gelnde Verfügbarkeit geeigneter bebaubarer Grundstücke dar. Dieses Problem verschärft sich
nicht zuletzt durch den bekannten Wohnungsmehrbedarf auf Grund der aktuellen Flüchtlings-
zuwanderung. Die noch zu gründende landeseigene Gesellschaft „NRW.URBAN Kommunale
Entwicklung GmbH“ soll künftig die Kommunen im Rahmen von Treuhandaufträgen bei der
Schaffung von gefördertem sozialem Wohnraum unterstützen. Zur Vorfinanzierung entspre-
chender Maßnahmen und Projekte sollen bei der NRW.BANK Darlehen aufgenommen wer-
den, die durch Bürgschaften des Landes abzusichern sind. Daher wird eine neue Regelung
ins Haushaltsgesetz aufgenommen, die dafür einen Bürgschaftsrahmen in Höhe von 20 Mio.
Euro vorsieht. Gleichzeitig wird der Gesamtumfang des bei Absatz 4 vorhandenen Bürg-
schaftsrahmens entsprechend von 230 Mio. Euro auf 210 Mio. Euro abgesenkt.

Zu Nummer 5:
Mit dem Projektaufruf KommunalerKlimaschutz.NRW fördert das Land die Umsetzung von
Maßnahmen aus kommunalen Klimaschutz- und Klimaanpassungskonzepten. Durch Erweite-
rung der bestehenden Regelung können nunmehr auch im Rahmen dieses Projektaufrufs bei
bestimmten Kommunen mit angespannter Haushaltssituation bis zu 90 Prozent der förderfä-
higen Ausgaben durch das Land gefördert werden. Gleichzeitig kann der Eigenanteil der Kom-
mune durch zweckgebundene Spenden ersetzt werden.

Zu den Nummern 6 und 7:
Die Änderungen sind die Folge der Ansatzänderungen in den Einzelplänen.

Zu Artikel 2:

Dieser Artikel enthält die Inkrafttretensklausel.
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I. Übersicht über die Veränderungen des Zweiten Nachtragshaus-
halts 2016

1. Veränderungen bei den Einnahmen und Ausgaben

a. Veränderungen bei den Einnahmen

In den Zweiten Nachtragshaushalt 2016 sollen zusätzliche Ein-
nahmen in Höhe von rd. 378,6 Mio. EUR eingestellt werden.
Hierzu gehören im Wesentlichen:

150 Mio. EUR zusätzliche Einnahmen aus dem Festbetrag an der
Umsatzsteuer gemäß der Verständigung zwischen Bund und
Ländern über ein Gesamtkonzept zur Entlastung von Ländern und
Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewer-
bern.
Gemäß der Verständigung zwischen Bund und Ländern vom 24.
September 2015 trägt der Bund seit dem 1. Januar 2016 einen
Teil der Kosten für die Aufnahme, Unterbringung und Versorgung
der Asylbewerber und Flüchtlinge dergestalt, dass der ermittelte
durchschnittliche Aufwand pro Asylbewerber nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz in Höhe von 670 Euro monatlich für den
Zeitraum von der Registrierung bis zur Erteilung eines Bescheides
durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge an die Länder
erstattet wird. Für das Jahr 2016 erhalten die Länder eine Ab-
schlagszahlung. Bei dem bisherigen Ansatz i.H.v. 626 Mio. EUR
handelt es sich um den auf das Land Nordrhein-Westfalen entfal-
lenden Anteil an dieser Abschlagszahlung. Die Verständigung
vom 24. September 2015 sah für Ende 2016 eine personen-
scharfe Spitzabrechnung für 2016 vor, die bei der für 2017 fest-
zulegenden Abschlagszahlung berücksichtigt wird.
Nunmehr stellt sich die Situation dahingehend dar, dass der Bund
in 2016 eine Spitzabrechnung für den Abrechnungszeitraum
1. Januar - 30. September 2016 vornehmen und den Abrech-
nungsbetrag noch in 2016 an die Länder auszahlen wird. Des
Weiteren wird der Bund den Ländern ebenfalls noch in 2016 eine
Abschlagszahlung für das 4. Quartal 2016 zukommen lassen. Auf
Basis einer vom Bund erstellten Modellrechnung beläuft sich der
Gesamteffekt aus diesen beiden Komponenten zugunsten der
Ländergesamtheit auf einen Betrag von rd. 700 Mio. EUR. Hier-
von entfällt auf das Land Nordrhein-Westfalen ein Betrag i.H.v. rd.
150 Mio. EUR.

185 Mio. EUR Darlehensrückflüsse vom Sondervermögen Bau-
und Liegenschaftsbetrieb NRW.
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gungsleistung des BLB NRW infolge eines geänderten Tilgungs-
plans.

Die weiteren Veränderungen bei den Einnahmen sind in der
Anlage 1 dargestellt.

b. Veränderungen bei den Ausgaben

Die Veränderungen, die bei den Ausgaben erfolgen sollen, führen
per Saldo (Saldo aus Mehr- und Minderausgaben) zu zusätzlichen
Ausgaben in Höhe von rd. 378,6 Mio. EUR. In den Mehrausgaben
sind auch erhöhte Tilgungsleistungen an den Bund für Darlehen
im Bereich der Wohnungsbauförderung in Höhe von 5,1 Mio. EUR
enthalten.
Der überwiegende Teil der Veränderungen ist bereits im
Gesetzesvorblatt unter „A Problem“ kurz dargestellt.
Alle Veränderungen bei den Ausgaben sind der Anlage 1 darge-
stellt.
Eine Gesamtdarstellung aller Veränderungen bei den Einnahmen
und Ausgaben ist darüber hinaus in einer dem gedruckten Haus-
halt entsprechenden Darstellung als Anlage 3 beigefügt. In dieser
Anlage sind auch alle Ansatzveränderungen kurz begründet.

2. Veränderung des Stellensolls 2016

Mit dem Zweiten Nachtragshaushalt 2016 sollen insgesamt 695
zusätzliche Stellen eingerichtet werden (651 Planstellen und 44
Arbeitnehmerstellen) mit Personalmehrausgaben von rund
14 Mio. EUR (davon 49.600 EUR bei Hauptgruppe 6). Sie vertei-
len sich auf folgende Schwerpunkte:

a) 300 Lehrerstellen (Sonderpädagogen) für Inklusion.
b) 224 Stellen in den Einzelplänen des MIK, MSW, MBWSV und

MKULNV zur Bewältigung der Flüchtlingssituation mit kw-Ver-
merken zum 31.12.2018 bzw. im Schulbereich zum
01.08.2019/2020.

c) 79 Stellen zur Verstärkung im Justizvollzug zur Förderung der
Integration von ausländischen Inhaftierten sowie zur Verbesse-
rung der Sicherheit.

d) 56 Lehrerstellen für die Erhöhung der Leitungszeit bei Schulen
mit Teilstandorten.

e) 14 Stellen für das Projekt „Finanzverwaltung der Zukunft“.
f) 11 Stellen für Überwachungstätigkeiten im Bereich der Lebens-

mittelkontrolle (überjährig gebührenfinanziert).
g) 5 Stellen im Einzelplan des MIK (Fachstellen MGEPA) für die

Abwicklung der Förderungen des Krankenhausstrukturfonds.
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innere Sicherheit (Salafismusprävention).

i) 2 Stellen im Einzelplan des MIK (Fachstellen MKULNV) für den
Breitbandausbau.

Das Personalstellensoll 2016 im Landeshaushalt entwickelt sich
danach wie folgt:

Bisheriges Stellensoll (Nachtragshaus-
haltsgesetz 2016)

292.288

Zusätzliche Stellen im Einzelplan des MIK +56

Zusätzliche Stellen im Einzelplan des JM +79

Zusätzliche Stellen im Einzelplan des MSW +529

Zusätzliche Stellen im Einzelplan des
MBWSV

+2

Zusätzliche Stellen im Einzelplan des
MKULNV

+13

Zusätzliche Stellen im Einzelplan des MAIS +2

Zusätzliche Stellen im Einzelplan des FM +14

= Stellensoll neu (Entwurf des Zweiten
Nachtragshaushalts 2016)

292.983

Die weiteren Einzelheiten (u.a. Wertigkeiten, kw-Vermerke) erge-
ben sich aus der Anlage 2.

3. Veränderungen bei den Verpflichtungsermächtigungen

Mit dem Zweiten Nachtragshaushalt sollen zusätzliche Verpflich-
tungsermächtigungen in Höhe von rd. 647 Mio. EUR ausgebracht
werden. Die wesentlichen Verpflichtungsermächtigungen sind
unter Ziffer II. dargestellt.

Alle bei den Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächti-
gungen vorgenommenen Änderungen sind in der Anlage 1 zu-
sammengefasst dargestellt.

Eine Gesamtdarstellung aller Veränderungen in einer dem ge-
druckten Haushalt entsprechenden Darstellung ist als Anlage 3
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kurz begründet.

II. Auswirkungen der Veränderungen des Zweiten Nachtragshaus-
haltsentwurfs auf die Nettoneuverschuldung

Die im Entwurf des Zweiten Nachtragshaushalts 2016 vorgesehenen
Änderungen führen aufgrund der darin enthaltenen Tilgungsleistun-
gen an den Bund in Höhe von 5,1 Mio. EUR zu einer Reduzierung
der bislang für 2016 vorgesehenen Nettoneuverschuldung um
5,1 Mio. EUR.
Die neue Nettoneuverschuldung beträgt 1.824,5 Mio. EUR (bisher
1.829,6 Mio. EUR).
Die Nettokreditermächtigung hingegen bleibt unverändert und beträgt
1.986,0 Mio. EUR.

III. Auswirkung der Veränderungen des Zweiten
Nachtragshaushaltsentwurfs auf das Haushaltsvolumen

Die im Entwurf des Zweiten Nachtragshaushalts 2016 vorgesehenen
Änderungen führen zu einer Erhöhung des Haushaltsvolumens um
rd. 378,6 Mio. EUR

Haushaltsvolumen alt: 69.564.601.100 EUR
Haushaltsvolumen neu: 69.943.245.000 EUR

IV. Veränderungen im Haushaltsgesetz

Die Änderungen im Haushaltsgesetz 2016 durch das Zweite Nach-
tragshaushaltsgesetz 2016 sind im Gesetzestext und in der Begrün-
dung zu dem Gesetz bereits dargestellt.




































































































































































































































































